
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
08.02.2022 

 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Von den anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörern wurden keine Fragen an die 
Verwaltung gestellt. 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 11. Januar 2022 ist folgender 
Beschluss bekannt zu geben: 
 
TOP Zustimmung zum Kauf - und Pachtvertrag im Zusammenhang mit der 
Errichtung einer E - Schnellladesäule. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat ermächtigt die Gemeindeverwaltung einen Kauf - und Pachtvertrag 
für die Errichtung einer E - Schnellladesäule abzuschließen. 
  
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 
 
Bürgermeisterin Rürup gibt folgendes bekannt: 
 
a) Coronainfektionen 

 



Aktuelle Zahlen zu den Coronainfizierten in der Gemeinde Baindt liegen leider 
nicht vor. Der Dashboard wird seit dem 02.02.2022 nicht mehr gepflegt. 
 
 

b) Teststation in der Schenk-Konrad-Halle 
 
Insgesamt wurden 7.595 Antigenschnelltests im Januar durchgeführt. 
Durchschnittlich sind dies pro Tag 245 Testungen. Insgesamt wurden 139 
positive Ergebnisse registriert. Dies liegt im Vergleich zu anderen Standorten 
tendenziell eher im unteren Bereich.  
 
 

c) Regionalplan 
 
Der Regionalplan wurde als Satzung beschlossen und liegt dem Ministerium für 
Landesentwicklung und Wohnen zur Verbindlichkeitserklärung vor und muss 
noch genehmigt werden. Sobald eine Entscheidung vorliegt, wird man sehen wie 
die weitere Vorgehensweise (Klageerhebung der Kommunen oder des 
Zweckverbandes) sein wird.  
 

 

TOP 04 Bauantrag zum Neubau von 2 Mehrfamilienhäusern mit je 5 
Wohneinheiten und den erforderlichen Befreiungen von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes "Kiesgrubenstraße" für die 
Überschreitung der Baugrenze mit 8 Carports und der Überschreitung des 
max. zulässigen Maßes von Einzelgaupen auf dem Flst. 211/7, 
Kiesgrubenstraße 10 und 12 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
Auf dem Flst. 211/7 in der Kiesgrubenstraße sollen zwei Wohngebäude mit je 5 
Wohneinheiten, 10 Carports und 10 Stellplätzen entstehen. 
 
Das Grundstück liegt im Bereich des Mischgebiets Mi3 des Bebauungsplanes 
„Kiesgrubenstraße“ (rechtskräftig 05.07.1996), weshalb die geplanten Gebäude nach 
§ 30 BauGB zu beurteilen sind. Im Mischgebiet soll eine gleichmäßige Durchmischung 
von Wohnen und Gewerbe herrschen. Im Mi3 sind vorwiegend Gewerbebauten 
vorhanden, lediglich 1 Wohngebäude. Somit wird mit den beiden geplanten 
Wohngebäuden das Gleichgewicht im Gebiet besser erreicht. 
 
Im Dachgeschoss beider Wohnhäuser sollen auf der Nord-Ost-Seite der Dachflächen  
2 Gaupen mit je 2,95 m Breite errichtet werden. Auf der Süd-West-Seite ist jeweils eine 
große Gaupe mit einer Breite von 8,47 m geplant. Dachaufbauten dürfen nach den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes 1/3 der Trauflänge (hier 18,04m) nicht 
überschreiten. Außerdem dürfen Einzelgaupen nur 2,50 m breit sein. 8 der 10 Carports 



sind auf der Grenze zum Flst. 211/6 geplant und ragen über die Baugrenze hinaus. 
Garagen und überdachte Stellplätze dürfen nur innerhalb, Stellplätze, die nicht 
überdacht sind, dürfen auch außerhalb des Baufeldes errichtet werden. 
Für die Überschreitung der Baugrenze mit den 8 Carports und die Überschreitung des 
Maßes für die Breite von Einzelgaupen und der Überschreitung der Gaupen auf der 
Süd-West-Seite, da sie breiter als 1/3 der Trauflänge sind, ist eine Befreiung von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Kiesgrubenstraße erforderlich. 
 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB kann ein Vorhaben von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt 
werden und  
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder 
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder  
3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde  
und wenn die Abweichung auch unter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
Eine Befreiung nach § 31 Abs.2 BauGB kann aus Sicht der Verwaltung erteilt werden, 
da die Grundzüge der Planung nicht berührt sind. Die Abweichung ist städtebaulich 
vertretbar. Seit Rechtskraft des Bebauungsplanes haben sich die Anforderungen bzgl. 
der Dämmwerte an die Bauteile deutlich verschärft, was zur Folge hat, dass 
Außenbauteile entschieden breiter sind. Gaupen mit nur 2,50 m Außenmaß sind bei 
heutigen Neubauten nicht mehr zeitgemäß. Durch die Öffnung des Dachgeschosses 
mit einer breiten Gaupe auf die Balkone in Süd-West-Richtung werden die Wohnräume 
heller und wohnlicher. 
 
 

Beschluss: 
 
1. Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB zu den erforderlichen 

Befreiungen wegen Überschreitung der Baugrenze mit 8 Carports und der 
Überschreitung der zulässigen Breiten der Dachaufbauten beim Bauantrag zum 
Neubau von 2 Wohngebäuden mit Carports und Stellplätzen wird erteilt. 
 

2. Durch den Bau des Carports darf keine Sichtbehinderung entstehen. 
 

 

TOP 05 Vorbereitung / Ausrichtung eines gemeinwirtschaftlichen Verkehrs im 
Schussental 
 
 

 
 
Frau Jungnitz und Herr Dornfeld teilen mit: 
 



Im Rahmen der Ausarbeitung des Verkehrsentwicklungsplanes (VEP) haben sich die 
GMS-Gemeinden auf den Weg gemacht, eine gemeinsame strategische Richtung im 
Verkehrsbereich, für die nächsten zehn Jahre, zu definieren. In einer GMS-
Verbandversammlung vom 15.07.2021 wurde dem VEP zugestimmt. Damit wurde die 
Verwaltung beauftragt die Maßnahmen zu konkretisieren, zu planen und umzusetzen. 
 
Der VEP beinhaltet in großen Umfang den Bereich „ÖPNV“, dessen Maßnahmen ein 
großes Potential in der Verkehrswende und das Rückgrat der Mobilität bilden. Hier 
stehen vor allem die Grobmaßnahmen zur Taktverdichtung und Linienkonzeption im 
Fokus. Die Modellierung des VEP’s ist Ausgangspunkt für die detailliertere Planung 
eines ÖPNV-Konzeptes, welche derzeit im Klimamobilitätsplan ausgearbeitet wird. 
Diese, durch Landesmittel von 80% geförderte Ausarbeitung, soll die planerische 
Brücke hin zu einer Mobilitätsgarantie, wie es das Land Baden-Württemberg vorsieht, 
ermöglichen. 
 
 
Derzeitige Situation 
 
Der zu erwartende Mehrbedarf an Verkehrsleistungen im öffentlichen Nahverkehr, 
bringt die derzeit, im Stadtbus Ravensburg Weingarten, eigenwirtschaftlich 
organisierten Verkehre an die Grenze des Machbaren. 
 
Die tätigen Verkehrsunternehmen fahren dabei seit Anbeginn der Erbringung der 
Verkehrsleistung auf eigene Kosten und eigenes Risiko. Damit stehen sie im direkten 
Zielkonflikt zwischen der Kompensation der Kostensteigerung und der Unterbreitung 
eines attraktiven Tarifangebotes.  
 
Seit der Corona-Pandemie hat sich die Situation der eigenwirtschaftlichen 
Verkehrsunternehmen weiter verschärft. Der Rückgang an Fahrgästen ist horrend, das 
öffentliche Leben kam zeitweise weitgehend in den Lockdown-Phasen zum Stillstand. 
Seit zwei Jahren sind die privaten Verkehrsunternehmen abhängig von den Corona-
Hilfen und sichern den täglichen Bedarf an öffentlichen Nahverkehren. 
 
 
Ausblick 
 
Zwischen der derzeitigen privatwirtschaftlichen Organisationsstruktur im Stadtbus 
Ravensburg Weingarten und den Plänen zum Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs 
klafft eine große Lücke.  
 
Um den öffentlichen Nahverkehr im Schussental in die Zukunft führen zu können, 
bedarf es einer Neuaufteilung der Akteure sowie deren Aufgaben und 
Verantwortungen. Diesen Weg mit einem gemeinwirtschaftlichen Verkehr, gehen 
immer mehr Kommunen, um ihren Bürgerinnen und Bürgern die Daseinsvorsorge an 
Mobilitätsbedarf weiterhin zu ermöglichen. 
 
Bei einem gemeinwirtschaftlich organisierten Verkehr übernimmt die jeweilige 
Verantwortungsgemeinschaft die Gestaltung des Verkehrsangebotes, sowohl in 



finanzieller als auch aus Angebotssicht. Da der Verkehr (Liniennetz) im Schussental 
historisch zusammengewachsen ist, Pendelverkehre zunehmen und die Städte 
weiterwachsen, ist es naheliegend, dass die durch den Stadtbus bedienten 
Kommunen, in einer entsprechenden Organisationseinheit, die Verantwortung 
übernehmen. 
 
Der privatwirtschaftlich organisierte Verkehr, welcher über Konzessionen und 
Betriebsdurchführungen weitestgehend bis Ende 2026 abgesichert ist, Bedarf ab 
01.01.2027 einer Neuorganisation. Alleine die Ausschreibung der Verkehre nimmt 
einen Zeitraum von zwei Jahren in Anspruch. Aus diesem Grund, ist es zeitliches 
Gebot sich über eine Verantwortungsgemeinschaft auszutauschen, um rechtliche 
Kompetenzen abzubilden und Verkehrsleistungen gemeinsam festzulegen, später 
auszuschreiben und zu bestellen. 
 
Die Gemeinderatssitzung dient einer ersten Sensibilisierung des Gemeinderates für 
die Herausforderung des ÖPNV’s der Zukunft im Schussental aus struktureller, 
rechtlicher Sicht und der betrieblichen Machbarkeit. Dabei soll ein grober Überblick 
über die anstehenden Spannungsverhältnisse im ÖPNV gegeben werden, aber auch 
ein grober gangbarer Weg skizziert werden. 
 
Um Entscheidungen in der Struktur des ÖPNV’s mit Weitsicht treffen zu können, ist es 
im ersten Schritt, Ziel die Mitglieder des Gemeinderats mitzunehmen. Da die 
Strukturen im ÖPNV sehr komplex sind, wird der GMS im Anschluss an die einzelnen 
Vorstellungen in den Gemeinderäten, einen zentralen ÖPNV-Workshop, unter 
Hinzuziehung eines Fachjuristen, veranstalten. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt den Bericht zur Vorbereitung / Ausrichtung eines 
gemeinwirtschaftlichen Verkehrs im Schussental zur Kenntnis. 
 
 

TOP 06 Vergabe der Ankerprojekte im Fischerareal - Informationen zum 
Quartiersplatz 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske trägt folgenden Sachverhalt vor: 
 
Für die Vergabe von Baugrundstücken im Fischerareal wurde vom Gemeinderat ein 
offenes Konzeptvergabeverfahren beschlossen. Dieses Verfahren gliedert sich in zwei 
Bauabschnitte mit jeweils zwei Vergabephasen. In der ersten Phase wird ein 
Ankerprojekt für die Baufelder eins und zwei gesucht. Das Ankerprojekt schafft durch 
seine Vorplanung und -strukturierung die Grundlage für die nachfolgenden Projekte, 
die sogenannten Anlieger. Es übernimmt zusätzlich zum eigenen Hochbau-Projekt die 
Organisation, Planung und Umsetzung für die gemeinschaftliche Parkierung und die 



Freianlagen des gesamten Baufelds. Die maximale Größe des Hochbauprojektes 
eines Akteurs darf grundsätzlich nicht mehr als einen Baukörper betragen.   
 
In verschiedenen Veranstaltungen wurde das Konzeptvergabeverfahren sehr 
unterschiedlichen Akteuren vorgestellt. Leider konnten die meisten Termine 
pandemiebedingt nur digital stattfinden.  
 
In der Sitzung des Gemeinderats am 09.03.2021 wurden die Vermarktungskriterien / 
Entwicklungsziele im Konzeptvergabeverfahren vom Rat festgelegt. Im Juni 2021 
wurde die Ausschreibung auf der Gemeindehomepage veröffentlicht. Die Umsetzung 
des städtebaulichen Entwurfs in einen Bebauungsplan hat sich als sehr aufwendig 
herausgestellt, so dass die Rechtskraft erst mit Veröffentlichung im Amtsblatt am 
19.11.2021 erreicht wurde. Dadurch wurde der Abgabetermin für das Ankerprojekt auf 
den 29.11.2021 verschoben.  
 
Bis zum Abgabetermin wurden insgesamt sechs bewertbare Bewerbungen von vier 
Akteuren eingereicht. Im Rahmen der Bewerbungsprüfung wurden die Akteure aller 
Bewerbungen zu einem Gespräch eingeladen. Die Bewerbergespräche fanden am 
21.12.2021 in standardisierter Form in Präsenz statt. Im Anschluss wurden bis zum 
19.01.2022 die finalen Bewerbungen von den Akteuren eingereicht.  
 
Der am 29.01.2022 nicht öffentlich tagende Bewertungsausschuss hat die 
Bewerbungen gesichtet und auf Grundlage der vom Gemeinderat beschlossenen 
Auswahlkriterien untereinander vergleichend bewertet. Hierzu lag ihm ein 
Vorprüfbericht vor, in dem die eingegangenen Bewerbungen ausführlich vorgestellt 
wurden. Hierbei wurden die Bewerbungen auch in einer Gesamtbetrachtung der 
Qualitäten für das Fischerareal und für die Gemeinde Baindt bewertet. 
 
 

Beschluss: 
 
1. In der ersten Vergabephase der offenen Konzeptvergabe im Fischerareal, der 

Ankervergabe, werden auf Grundlage der vom Gemeinderat beschlossenen 
Vermarktungsunterlagen, der Ergebnisse der Vorprüfung und der Sitzung des 
Bewertungsausschusses am 29.01.2022 die Bewerbung Nr. 5 (Bauträger Z & K 
Wohnbau, Cadolzburg) für das Baufeld 1 und die Bewerbung Nr. 4 (Bauträger Heiss 
Himmelhaus Projektbau, Kirchheim unter Teck) für das Baufeld 2 ausgewählt.  
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den beiden ausgewählten Bewerbern 
Reservierungsvereinbarungen abzuschließen.  
 

3. Der Umfang der in der Anlieger-Vergabe zur Verfügung stehenden Baukörper wird 
um die drei nördlichen Baukörper im Baufeld 2 ergänzt.  
 

4. Die Terminschiene der Anlieger-Vergabe wird angepasst. Die 
Vergabeentscheidung erfolgt Anfang November 2022. 

 
 



TOP 07 Gebäude am Dorfplatz - weitere Vorgehensweise 

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
Die Entscheidung am Dorfplatz ein Gebäude für die örtliche medizinische Versorgung 
zu errichten, hat den Gemeinderat im vergangenen Jahr umfassend beschäftigt. Der 
Gemeinderat beschloss, dass ein Gebäude angrenzend an den Dorfplatz mit der 
Nutzung als Gesundheitszentrum errichtet wird. Am 11. Mai 2021 hat das Gremium 
den Beschluss gefasst, die Planer Thomas Gauggel und Matthias Gütschow aus 
Tübingen mit der Vorplanung des Gebäudes am Dorfplatz und der Erstellung einer 
Totalunternehmerausschreibung auf Grundlage einer funktionalen und technischen 
Baubeschreibung zu beauftragen. 
 
Zwischenzeitlich wurden verschiedene Fragestellungen geklärt, von der Prüfung, ob 
ein Bebauungsplan erforderlich ist, über die Zahl der notwendigen Stellplätze bis hin 
zu der gutachterlichen Beurteilung, ob sich durch das Gebäude eine Veränderung der 
Lärmbelastung für die umgebende Bebauung ergibt.  
 
Im gesamten Kontext ist zu beachten, dass die Ortsmitte, mit dem Dorfplatz, der 
Fläche für das neue Gebäude und dem Parkplatz im Gebiet der Ortskernsanierung II 
liegt. Hier gilt es einen vorgegebenen Zeitrahmen einzuhalten.  In der Regel gilt für die 
Ortskernsanierung ein Zeitraum von acht Jahren. Begonnen im Jahr 2014 war das 
zuerst gesetzte Fristende mit Ablauf des Jahres 2022. Nach Verhandlungen, zuletzt 
mit dem Regierungspräsidium Tübingen, konnte eine Verlängerung der Frist bis Mitte 
2025 erreicht werden.  
 
Die Ortskernsanierung II beinhaltet darüber hinaus auch die Entwicklung des 
Fischerareals im Rahmen der Konzeptvergabe, die Erschließung der Fischerstraße 
mit dem Nachbarschaftsplatz, die Gestaltung der Ortsmitte mit Dorfplatz und 
Parkplatz, die Ordnung der örtlichen Verkehre mit Fußgängerüberwegen, 
Bushaltestellen, Radschutzstreifen usw.  
 
Bereits im vergangenen Sommer wurden Vertragsentwürfe an die künftigen Nutzer 
des Gebäudes am Dorfplatz versandt. Vertragsverhandlungen haben sich daran 
angeschlossen, die im weiteren Verlauf schleppend vorangingen. Ursprünglich war 
geplant im Oktober 2021 in die Totalunternehmerausschreibung zu gehen, dieses 
Ansinnen wurde im weiteren Verlauf auf den November, dann auf den Dezember und 
zuletzt auf den Beginn dieses Jahres geschoben. Letztendlich liegen uns schriftliche 
Rückmeldungen zu den Verträgen erst seit kurzem vor, die im Folgenden weiteren 
Klärungsbedarf mit sich bringen. In wichtigen Punkten konnte bis heute keine Einigung 
gefunden werden. Die zeitliche Enge mit Blick auf den Ablauf des Förderzeitraumes 
führen nun zu einer kritischen Überprüfung des Weiteren Vorgehens. 
 
Nach wie vor ist ein Gebäude, das die Infrastruktur unserer Gemeinde stärkt an dieser 
Stelle richtig und zukunftsfähig. Es gibt dem Dorfplatz einen Rahmen, steigert die 



Aufenthaltsqualität und lässt eine wirkliche Ortsmitte entstehen. Darüber hinaus trägt 
die im Gebäude geplante medizinische Versorgung für unserer Bürgerinnen und 
Bürger zur vollumfänglichen Abdeckung aller zur Daseinsvorsorge notwendigen Dinge 
in der Gemeinde bei.  
 
 
Die Verwaltung empfiehlt zum jetzigen Zeitpunkt von der Totalunternehmer-
ausschreibung Abstand zu nehmen. Die sich schwierig gestaltenden 
Vertragsverhandlungen in Kombination mit stetig steigenden Baukosten, einer 
unüberschaubaren Situation am Markt für Planungs- und Bauleistungen und der damit 
einhergehende enorme Zeitdruck, lassen den Erfolg des Projektes im Moment fraglich 
erscheinen. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt sind alle Voraussetzungen zu schaffen, dass das Gebäude 
angrenzend an den Dorfplatz und mit der geplanten Nutzung, wie vom Gemeinderat 
beschlossen, zu einem späteren Zeitpunkt verwirklicht werden kann. So ist bei der 
weiteren Gestaltung der Ortsmitte zu beachten, dass die Außengeometrie des Platzes 
zu einem künftigen Gebäude passt. Darüber hinaus sind die Leitungsverläufe so 
auszurichten, dass eine Bebauung zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen kann.  
 
 

Beschluss: 
 
1. Die Vorplanung des Gebäudes am Dorfplatz und die Erstellung einer 

Totalunternehmerausschreibung auf Grundlage einer funktionalen und 
technischen Baubeschreibung wird aktuell nicht weiterverfolgt. 

  
2. Im Zusammenhang mit der Gestaltung der Ortsmitte wird die Fläche für das 

beschlossene künftige Gebäude vorbereitet. Die Leitungsverläufe werden so 
ausgerichtet, dass zu einem späteren Zeitpunkt eine Bebauung erfolgen kann.  

 
3. Der Förderantrag für die Bushaltestelle ist wie vorgestellt zu stellen. 

 
 

TOP 08 Anfragen und Verschiedenes  

 
 
a) Zubehör für Bauhoffahrzeug  

 
Ortsbaumeister Roth  teilt mit, dass für das Fahrzeug des Gemeindeelektrikers 
noch ein Regalsystem benötigt wird. Es wurden zwei vergleichbare Angebote 
eingeholt.  
 

Beschluss: 
 



1. Dem Kauf eines Regalsystems der Firma Würth für ein Bauhoffahrzeug zum 
Preis von 2.805,09 € wird zugestimmt. 

2. Es handelt sich um eine außerplanmäßige Ausgabe. 
 
 

b) Jumpatakurse SV Baindt 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit, dass am 01.02.2022 ein Webex-meeting mit den 
Fraktionssprechern, Vertretern des SV Baindt und der Verwaltung stattgefunden 
hat. Bei diesem Meeting wurde besprochen, unter welchen Voraussetzungen 
dem SV Baindt die Durchführung von Jumpatakursen in  der großen Sporthalle 
ermöglicht wird. Man war sich einig, dass Jumpatakurse an den Wochenenden 
nicht stattfinden und als Veranstalter explizit der SV Baindt auftritt. Nachdem die 
Verwaltung dem SV Baindt einen überarbeiteten Hallenbelegungsplan vorgelegt 
und einen geeigneten Platz zum Lagern der Trampoline vorgeschlagen hat, 
können die Jumpatakurse wieder durchgeführt werden. 
 
 

c) Hundekotbeutel 
 
Es wurde berichtet, dass gefüllte Hundekotbeutel wahllos in der Landschaft 
entsorgt werden.  
 
 

d) Sitzungsvorlagen der Gremiumssitzungen 
 
Die Verwaltung wurde gebeten, dass bei den Sitzungsvorlagen die Namen 
externer Personen (Planer, Gutachter usw.) aufgeführt sind, wenn diese an der 
Sitzung teilnehmen. 
 
 

e) Hochwassergefahr/Überschwemmung 
 
Ein Gremiumsmitglied erkundigt sich, welche Maßnahmen die Gemeinde Baindt 
getroffen hat, um eine eventuelle Überschwemmung eines Gebäudes in der 
Marsweilerstraße  zu verhindern. Ursächlich ist hierfür das Dach eines 
benachbarten Gebäudes. Bei dem betreffenden Gebäude wurde die Dachrinne 
gereinigt, zudem  Bäume zurückgeschnitten, so dass eine Verstopfung der 
Dachrinne durch Laub und Moos minimiert wird und das Wasser abfließen kann. 
Da der Dachvorsprung jedoch sehr groß ist, wird sich bei Starkregen das 
Überlaufen der Dachrinne nicht verhindern lassen, so dass das Wasser Richtung 
Marsweilerstraße abfließt.  
 
 

Radweg Sulpach-Mochenwanger-Straße 
 
Mitglieder des Gemeinderats tun sich in ihrer Argumentation schwer, wenn man 
von Bürgerinnen und Bürgern gefragt wird, warum der Radweg nicht durchgängig 



bis zur Mochenwanger Straße gebaut wird. Kämmerer Abele teilt mit, dass mit 
dem Bauende des Radweges ein Kompromissvorschlag gefunden wurde. Es 
haben mit Regierungspräsidium, Straßenverkehrsbehörde und Polizei auf 
Veranlassung des Straßenbauamts und der Gemeinde Baindt mehrere 
Besprechungen im Rathaus Baindt stattgefunden. Ziel war es, 
Lösungsmöglichkeiten für aufgezeigte kritische Punkte zu finden. Die Ergebnisse 
wurden in Protokollen niedergeschrieben und in die Planung mit eingearbeitet. 
Da bei den Punkten (L284) auch das Land Baden- Württemberg betroffen war 
und eine schnelle Lösung nicht in Aussicht gestellt werden konnte, wurde das 
jetzige Bauende der geplanten Maßnahme in Höhe des Hofes Sulpacher Straße 
186 festgelegt. Das Straßenbauamt mit Straßenverkehrsbehörde sowie die 
Polizei wurden in der Planung angehört und unterstützten die Maßnahme bzw. 
den eingereichten Kompromissvorschlag. Die Gemeinde hat eine sehr gute 
Förderquote von Bund und Land bis zur Sulpacher Straße 186 erhalten. Hätte 
die Gemeinde Baindt auf einen Bau bis zur L284 gepocht, wäre die Förderung 
auf Grund des Sicherheitsaudits in Frage gestellt worden und das ganze Projekt 
wäre gescheitert.  
 
 

 
 
 
 
 
 


